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Rechtssatz 

Überlegungen, die schon bei der Entscheidung über die Verhängung eines Aufenthaltsverbotes 
anzustellen sind, vermögen die Begründung für die Versagung eines Durchsetzungsaufschubes keinesfalls 
zu ersetzen (siehe VwGH 12.9.2013, 2013/21/0094; VwGH 4.4.2019, Ra 2019/21/0053, zu § 18 Abs. 2 Z 
1 BFA-VG 2014 ergangen). Demnach ist die aufschiebende Wirkung einer Beschwerde gegen eine 
Rückkehrentscheidung vom BFA abzuerkennen, wenn - wie bei der Versagung eines 
Durchsetzungsaufschubs nach § 70 Abs. 3 FrPolG 2005 - die sofortige Ausreise des 
Drittstaatsangehörigen im Interesse der öffentlichen Ordnung oder Sicherheit erforderlich ist. Dafür 
genügt es nicht, auf eine - die Aufenthaltsbeendigung als solche rechtfertigende - Gefährdung der 
öffentlichen Ordnung und Sicherheit durch den Fremden zu verweisen, sondern es ist darüber hinaus 
darzutun, warum die Aufenthaltsbeendigung sofort - ohne Aufschub und unabhängig vom Ergebnis des 
Beschwerdeverfahrens - zu erfolgen hat. Dazu ist es nicht ausreichend, jene Überlegungen ins Treffen zu 
führen, die schon bei der Entscheidung über die Verhängung der aufenthaltsbeendenden Maßnahme selbst 
maßgeblich gewesen sind. Dies gilt sinngemäß auch für die unter den (im Wesentlichen) inhaltsgleichen 
Voraussetzungen gemäß § 18 Abs. 3 BFA-VG 2014 mögliche Aberkennung der aufschiebenden Wirkung 
in Bezug auf die Beschwerde gegen ein Aufenthaltsverbot. Es bedarf daher einer über die Erwägungen 
für die Erlassung des Aufenthaltsverbotes nach § 67 FrPolG 2005 hinausgehenden besonderen 
Begründung, weshalb die Annahme gerechtfertigt ist, der weitere Aufenthalt des Fremden während der 
Dauer des Beschwerdeverfahrens gefährde die öffentliche Ordnung oder Sicherheit derart, dass die 
sofortige Ausreise bzw. Abschiebung des Fremden schon nach Erlassung des erstinstanzlichen 
Bescheides - ohne Aufschub und unabhängig vom Ergebnis des Beschwerdeverfahrens - erforderlich ist. 
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